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VON ELISABETH SEIFERT 

Die Padagogische Hochschúle Nord­
westschweiz sieht si eh derzeit- vor al­
lem intern, aber auch vonseiten der 
Politilc - harscher Kritil< ausgesetzt. 
Die wissenschaftliche Forschung ste- ::l-­
he zu stark im Mittelpunlct, zu lcurz """' 
kamme dabei die Lehre und die prak- "/J 

tische Vorbereitung der angehenden !:!7-
Lehrpersonen auf den fordernden Be- \"" 
rufsalltag. Gerade auch, um dieses aus 
Sicht der Schulleitung falsche Bild zu 'l-J 
korrigieren, stellte die PH FHNW an ~ 
ihrer gestrigen Hochschullmnferenz 
in Solothurn die berufspralctische 

1 1 Ausbildung künftiger Lehrerinnen 
und Le:tu"er ins Zentrum. Konlcret pra- ~ 
sentierte die PH ihre ersten Erfahrun- <-....._, 

gen in der Zusanunenarbeit mit Part- ·~ 
nerschulen, ein in der Schweiz und im '~ 
ganzen deutschsprachigen Raum 
noch wenig bekanntes Format in der \-
Praxisausbildung. ~ 

In den Schwalltag eingebu.nden ~ 
Im Unterschied zum traditionel- cYo 

len Pralctilcum, bei dem die Studie-~ 
renden tage- oder bloclcweise von ei- ' 
ner Praxislehrperson im Unterricht · 
begleitet werden, sind Junglehrer an 
der Partnerschule umfassend in das 

Gute Handwerkerarbeit wie das Ausbessern ei n er Wand hat ihren Preis. GAETAN BALLY/KEYSTONE 

geweitet werden. Der Bundesrat 
spricht sich dafür aus, dass auch Be­
stiiUIUungen zur Arbeitszeit, Spe­
sen, Ferien oder zur Kaution für ei­
ne ganze Branche zur Pflicht wer­
den kõnnen. Mit anderen Worten: 
Das Arbeitgeberquorum wird teil­
weise aufgeweicht. 
"' Heute erfolgt die erleichterte Allge­
meinverbindlichlceitserldarung · auf 
Antrag der tripartiten Kommissionen 
(bestehend aus Vertretern der Arbeit­
geber, Arbeitnehlller und Kantonen), 
welche den Arbeitsmarkt beobach­
ten und Missbrauche untersuchen 
und feststellen. Neu sollen auch die 
Sozialpartner das Recht erhalten, 
den Antrag für die erleichterte Allge­
meinverbindlichlceitserldarung eines 
GAV zu stellen. Dadurch sollen die 
Prozesse beschleunigt werden. 

VON CHRISTQPH 
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ZWEI 
ENTSETZUCHE 
Weltlcriege haben 
im 20. Jahrhundert 
grosse Teile des eu-
ropaischen Konti­

nents politisch, wirtschaftlich Uud 
moralisch zeiTüttet. EinenAusweg aus 
der Krise :früherer Feindseligkeiten sa­
hen manche Politilcer in der soge­
nannten «europaischen Integration», 
dem angeblich <<immer engeren Zu­
sammenschluss der europaischen Võl­
ken>. Was ein lod<erer Staatenbund 
war, entwidcelte sich schliesslich zu 
einem staatsahnlichen Gebilde. Ziel 
wurde die Vereinheitlichung, Zentral­
staat und Grossmacht. Kritil< an Geist 
und Wegen dieser Integration prallte 
ab arn moralischen Anspruch, .di e EU 
sei eine Friedenslconstrulction. Und 
darum jede In:fragestellung verboten. 

WER DIE SACHE vorurteilsfrei an­
schaut, muss zum Schluss kommen, 
dass die Europaische Union eine «in­
tellelctuelle Fehllconstrulctiom ist. Sie 
widerspricht diarnetral der politi­
schen, wirtschaftlichen und lculturel­
len Vielfalt ganz verschiedener Lander 
un d Võll(er. Doch di e EU überfuhr di e­
se Tatsachen, was in einer überstürz­
ten gemeinsarnen Wáhrung, dem Eu-

., In fünf Branchen zeichnet sich ab, 
dass das Arbeitgeberquorum für eine 
Verlangerung der Allgemeinverbind­
lichlceit nicht mehr erreiCht wird. 
Der BU.Údesrat will, dass in diesen 
Fillen die Allgemeinverbindlichlceit 
trotzdem verlangert werden kann, al­
lerdings nur einmalig und be­
schrãnlct auf drei Jahre. 

Versõhnliche linlke, harsche Rechte 
Die Kompromissformel des Bundes­

rates mag niemanden richtig zu be:frie­
digen. Den Gewerlcschaften gehen die 
Massnahlllen zu wenig weit, in den 
Augen des Arbeitgeberverbandes 
schiesst die Regierung über das Ziel 
hinaus. Allerdings: Die SP gibt sich in 
ihrer Mitteilung ausgesprochen ver­
sõhnlich. Offensichtlich überwiegt die 
Erleichte~, dass der Bundesrat 

trotz des J a zur Masseneinwanderungs­
initiative, die flankierenden Massnah­
men ausbauen will. Denn diese stehen 
in engem Zusammenhang mit der Per­
sonenfreizügigkeit, deren Zukunft un­
gewiss ist. Die bürgerlichen Parteien 
lehnen die Vorschlage zur AufWei­
chung des Arbeitgeberquorums ab. Da­
bei zeigt sich, dass der 9. Februar 
langst nicht verdaut ist. Die FDP weist 
daraufbin, dass die Gewerlcschaften 
durch das systematische Schlechtre­
den der flanlcierenden Massnahmen, 
der Masseneinwanderungsinitiative 
zum Durchbruch verholfen haben. Die 
SVP wiederum stellt fest, dass sich die 
Bevõllcerung für einen Systemwechsel 
in der Migrationspolitik ausgespro" 
chen hat. Der Ausbau der flanlcieren­
den Massnahlllen liege «võllig quer in 
der Landscha:fu>. 
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Folgen: Staats­
banlcrotte, Lan­
der, die sich man­

Das J a zur Masseneinwanderungsinitiative 
' hat die Europa-Frage neu lanciert. 

AM 9. IFEBRUAR 
hat der Souveran 
zu einer zuvor 
preisgegebenen 
Unabhangigkeit 
zurüdcgefunden: 

In einer fünfteiligen Serie beantworten 
Politiker di e Frage: Wie weiter mit Europa? 

gels eigener Wáhrungshoheit nicht 
aus dem Schlarnassel ziehen kõnnen. 
Ein Euro, der für Deutschland zu 
schwach, für Italien, Griechenland, 
Franlcreich zu stark ist. Ho h e Arbeits­
losiglceit un d Armut. 

DllE SCHWEIZ hat bisher- danl< der 
direlcten Demolcratie - dem EU-Beitritt 
widerstanden. Anders die «Elitem in 
Politil<, Wirtschaft, Medien und Kul­
tur. Sie leiden bis heute an d~ angeb­
lichen Schidcsalslosigkeit unseres 
neutralen Kleinstaates. Sie sehnen 
sich nach internationaler Betriebsarn­
keit, nach Erlõsung durch die Integra­
tian in die Europaische Union. Doch 
wer Augen hat, der sehe! Und ich 
leaun nur wiederholen: Die Starke der 
Schweiz ist ihre Selbststandigkeit. Der 
Fõderalismus, die direlcte Demolcratie 
und die Neutralitat. Dies darf si e nicht 
preisgeben. Ich spreche auch als lang­
jãhriger, internationaler Unterneh­
mer. Die ganze Welt bewundert das 
schweizerische System, nur unsere so-

Die Schweiz will 
die Zuwanderung eigenstandig steu­
ern! Damit hat die Mehrheit von Vollc 
und Standen der Classe politique ldar­
gemacht: Die Schweiz ist nicht Teil 
der Europaischen Union und will der 
EU weder auf direlctem noch auf indi­
relctem Weg beitreten. Eine institutio­
nelle Einbindung mit automatisdÍ.er . 
Übernahllle künfugen Rechts undAn­
erkennl.mg fremder Richter kommt 
nicht infrage. Die Schweiz will aber 
mit der EU weiterhin gute nachbar­
schaftliche Beziehungen pflegen, ins­
besondere auch, um im gegenseitigen 
Interesse den gegenseitigen Marlctzu­
tritt zu erleichtern. Unser Lan d ist 
aber nicht Mitglied des europaischen 
Binnenmarlctes und hat auch nicht 
die Absicht, dies zu werden. Wrr sind 
jederzeit gerne bereit, bei auftreten­
den Problemen in gegenseitigem Ein­
vernehlllen nach Lõsungen zu suchen, 
wobei di e Souveranitat der EU wie 
auchjene der Schweiz zu wahren ist. 

*Christoph Blocher ist Zürcher 
SVP-Nationalrat 

Ju~ia Kosinár, Do4entin 
an d er PH FHNW 

Schulleben eingebunden. Im Verlauf 
eines Jahres kehren sie i.t-umer wie­
der an die Schule zurück, werdenins 
Tearn integriert, übernehmen Mitver­
antwortung für ihre Schüler und ler­
nen auch mit ausserschulischen Pro­
blemen ihrer Schützlinge umzuge­
hen. Die Partnerschulen, an denen 
stets mehrere Studierende unterrich­
ten, stehen dabei in engem Kontalct 
mit der PH. Vor Ort ·werden Refle­
xionsseminare durchgeführt, wo PH­
Dozie:rende gemeinsam mit den Stu­
dierenden anhand pralctischer Fall­
beispiele den Unterricht kritisch hin­
terfragen. «Mit dem Konzept von Part-

. nerschulen sind PH und Schule lose 
miteinander verbunden, sagte Urban 
Fraefel, Leiter der Berufspralctischen 
Studien Sele I an der PH FHNW. Damit 
seien sie Ausdrudc einer «Kooperati­
on von Theorie und Praxis». 

An einer Podiumsdislcussion unter 
d er Leitung von Hans Fahrlander, Au­
tor der «Nordwestschweiz», reflek­
tierten Dozierende sowie Vertreter 
der Lehrerschaft und der Verwaltung 
über die Wirkung von Partnerschu­
len. Für Marlcus Stauffenegger, Chef 
im Baselbieter Vollcsschularnt, ist das 
Prinzip der Partnerschulen dem tra­
ditionellen Pralctilcum überlegen. 
«Partnerschulen ermõglichen Studie­
renden, den Schulbetrieb als Ganzes 
kennen zu lernen. Sie lernen mit 
Hierarchien zuréchtzukommen, und 
sich im Tearn. zu behaupten.» Paul 
Bitschnau, Lehrer · an d er. Bezirks-

. schule Wohlen AG - einer Partner­
schule der PH FHNW -, betonte den 
Nutien für beide Seiten, die Studie­
renden und die Schule. «Wir als Lehi­
personen profitieren von den neu­
esten Entwicldungen d er. padagogi­
schen Forschung.» Ob Partnerschu­
len angehende Lehrpersoneii tatsach­
lich besser auf den Berufsalltag 
vorbereiten als das traditionelle Be­
rufspréil.ctilcum, ist gemass Guido Mc 
Combie von der PH St. Gallen wissen­
schaftlich noch nicht erwiesen. Für 
eine solche Beurteilung sei es 
schlicht zu früh. Als «Qualitats­
sprungl> in der pralctischen Lehrer­
ausbildung wertet Julia K.osinár, Do­
zentiu an der PH FHNW, das Konzept 
der Partnerschulen. Überzeugt vom 
Konzept ist im Grundsatz auch Jürg 
Brühlmann vom Schweizer Lehrer­
verband. «Damit Praxislehrpersonen 
aber fachlich echte Partner der Stu­
dierenden sein lcõnnen, müssen sie 
auch dafür ausgebildet werdem, ist 
er überzeugt. l 


